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70 Jahre Israel  

Für Religionsfreiheitsbericht, gegen Antisemitismus  

Was vor 70 Jahren mit der Gründung einer 
Heimstatt für das jüdische Volk begann, ist 
heute eine Erfolgsgeschichte. Israel feiert mit 
Stolz sein Jubiläum. Aus einem Land, das bei 
seiner Gründung in eine höchst unsichere 
und umkämpfte Zukunft blickte, wurde die 
einzige funktionierende Demokratie im Na-
hen und Mittle-
ren Osten, 
nunmehr ein 
Land, das sein 
eigenes „Si-
licon Valley“ 
besitzt und das 
ein wichtiger 
Teil der westli-
chen Wertegemeinschaft geworden ist. 

Deutschland steht dabei durch den Zivilisati-
onsbruch der Shoah in einem einzigartigen 
Verhältnis zu Israel. Dass Israelis und Deut-
sche trotzdem zu Freunden wurden, grenzt 
an ein Wunder. Die ganz besonderen Bezie-
hungen zwischen Deutschland und Israel 
sind ein Grundpfeiler der deutschen Außen-
politik. Deutschland steht für das Existenz-
recht des Staates Israel ein. Den Grundstein 
dieser Verpflichtung haben Ben Gurion und 
Konrad Adenauer gelegt. Dabei dürfen wir 
nie vergessen, welches Leid und Unrecht die 
Nationalsozialisten dem jüdischen Volk zu-
gefügt haben. In diesem Bewusstsein und in 
Dankbarkeit über das seitdem Erreichte wol-
len wir die gemeinsame Zukunft unserer bei-
den Länder weitergestalten und unser Mitei-
nander ausbauen. 

Wir haben im Koalitionsvertrag ein klares 
Signal gesetzt: Religionsfreiheit, das Recht 
auf Glaubens- und Bekenntnisfreiheit, steht 
im Mittelpunkt unseres Verständnisses der 
Menschenrechte. Es schützt die Lebenspra-
xis und damit die Würde jedes Menschen in 

besonderer Weise – und steht doch an vielen 
Orten weltweit unter Druck. Der Religionsfrei-
heitsbericht, den das Auswärtige Amt 2016 
erstmals vorgelegt hat und nun, wie von uns 
gefordert, alle zwei Jahre veröffentlichen 
wird, weist dies amtlich nach. 

Viele Mitglieder unserer Fraktion setzen sich 
schon seit Jahren für das Recht auf Religi-
onsfreiheit ein etwa im Stephanuskreis, der 
sich in dieser Woche neu konstituiert hat. Be-
sonders erfreulich ist, dass nun der erste Be-
auftragte der Bundesregierung für weltweite 
Religionsfreiheit sich intensiv um dieses 
Thema küm-
mern kann. An-
gesichts von 
Diskriminierung 
und schreckli-
cher Gewalt, die 
gegen Angehö-
rige von religiö-
sen Minderhei-
ten weltweit ver-
übt werden, ist 
dies ein gutes Zeichen. So sehr wir in 
Deutschland für die Religionsfreiheit einste-
hen, so stehen wir auch ganz ausdrücklich 
gegen den Antisemitismus auf. Gegen diese 
gerade in unserem Land besonders widerli-
che Form der Unmenschlichkeit, die nicht 
nur, aber auch religiös begründet wird, gehen 
wir mit aller Entschlossenheit vor.  

Es darf uns nicht ruhen lassen, dass jüdische 
Gemeinden und Einrichtungen in unserem 
Land schon jetzt von der Polizei geschützt 
werden müssen. Aber ein neuer, arabischer 
und islamistischer Antisemitismus ist schon 
gar nicht zu akzeptieren. Es gibt keinen Zwei-
fel: Deutschland ist die Heimat von Christen 
und Juden, vielen Angehörigen anderer Reli-
gionen, von Atheisten und Menschen, die 
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sich gar nicht mit einem Glauben auseinan-
dersetzen wollen. Der Hass gegenüber Reli-
gionen und Antisemitismus haben hier nichts 
zu suchen. Dieses Grundverständnis ist Teil 
unserer Leitkultur. 

 

Neu im Fraktionsvorstand 

 

 

 

 

 

 

In dieser Woche wurden die Landesgruppenmit-
glieder Fritz Güntzler und Carsten Müller in den 
Vorstand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ge-
wählt. Sie werden dort zukünftig als Beisitzer tätig 
sein. 

Die Woche im Parlament  

Einsetzung eines Ausschusses für Bau, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen. Wegen der Bedeutung des Bauens und 
Wohnens für die Bürgerinnen und Bürger ha-
ben wir die Schaffung eines eigenen Bauaus-
schusses beschlossen. Damit können Fra-
gen der Stadtentwicklung und der Kommu-
nen im geeigneten Rahmen behandelt wer-
den. Innerhalb des 24 Mitglieder zählenden 
Ausschusses stellt die CDU/CSU-Fraktion je 
9 ordentliche und 9 stellvertretende Mitglie-
der. 

Einsetzung des Parlamentarischen Bei-
rats für nachhaltige Entwicklung. Wir be-
antragten die Einsetzung des Parlamentari-
schen Beirats für nachhaltige Entwicklung, 
um die nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
auch weiterhin auf parlamentarischer Ebene 
in geeigneter Weise fachübergreifend zu be-
gleiten und weiterzuentwickeln. Zudem wird 
die Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregie-
rung auf europäischer und internationaler 
Ebene von dem erstmals im Jahr 2004 ein-
gesetzten Gremium begleitet. Innerhalb des 

17 Mitglieder umfassenden Parlamentari-
schen Beirats stellt die CDU/CSU-Fraktion je 
6 ordentliche und 6 stellvertretende Mitglie-
der. 

Berufsbildungsbericht 2018. Der Berufsbil-
dungsbericht befasst sich mit der Entwick-
lung des deutschen Ausbildungsmarkts und 
dokumentiert die Maßnahmen der Bundesre-
gierung zur Stärkung der Berufsbildung. Die 
diesjährigen Zahlen zeigen, dass sich der 
Ausbildungsmarkt weiterhin robust entwi-
ckelt: Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl 
der neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge mit über 520.000 leicht gestiegen. Auf-
grund der Steigerung der betrieblichen Aus-
bildungsplatzangebote stehen statistisch be-
trachtet mittlerweile 100 ausbildungssuchen-
den Menschen fast 105 Ausbildungsange-
bote gegenüber. Wir bekennen uns zur dua-
len Ausbildung als einem Schlüssel zur Si-
cherung des Fachkräftenachwuchses, sie ist 
ein wichtiger Bestandteil der Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Landes. 

Ausschluss der NPD von der staatlichen 
Parteienfinanzierung. Bundestag und Bun-
desrat haben durch eine Grundgesetzände-
rung im Jahr 2017 die Möglichkeit in Art. 21 
Abs. 3 GG geschaffen, gegen Parteien, die 
verfassungsfeindliche Ziele verfolgen, Sank-
tionsmöglichkeiten unterhalb eines Parteien-
verbots beim Bundesverfassungsgericht zu 
beantragen. Wir beschlossen ebenso wie 
Bundesrat und Bundesregierung, beim Bun-
desverfassungsgericht zu beantragen, die 
NPD für die Dauer von 6 Jahren von der 
staatlichen Parteienfinanzierung auszu-
schließen. 

Bericht der Bundesregierung zur weltwei-
ten Lage der Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit. Der im Jahr 2016 veröffent-
lichte Bericht zur Lage der Religionsfreiheit 
beschreibt anhand von typischerweise vor-
kommenden Verletzungen, wie das Men-
schenrecht auf Glaubens- und Bekenntnis-
freiheit weltweit durch staatliche und nicht-
staatliche Akteure eingeschränkt wird. Der 
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Bericht belegt, dass es weltweit zu Rechts-
verletzungen unterschiedlicher Art kommt. 
Besonders betroffen sind religiöse Minder-
heiten. Im Rahmen unserer Beschlussemp-
fehlung befürworteten wir die im Koalitions-
vertrag vereinbarte Fortschreibung des Be-
richts in zweijährigem Rhythmus. Außerdem 
fordern wir die Bundesregierung auf, sich 
auch weiterhin für die Umsetzung und Einhal-
tung des Menschenrechts auf Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit einzusetzen. 

 

Zu Besuch bei Maria Flachs-
barth im Bundestag 

Eine Besuchergruppe des CDU-
Ortsverbandes Hämelerwald besuchte mich 
in dieser Woche in Berlin. Hauptthema bei 
unserer Diskussion war der Umgang mit 
Atommüll - ein aktuelles Thema vor Ort, da 
der Umgang mit dem Assewasser, das aus-
drücklich nicht! radioaktiv kontaminiert ist, in-
tensiv diskutiert wird. 

 

 

Ganz sicher macht es Sinn, sich bei der zu-
ständigen Bundesgesellschaft für Endlage-
rung zu informieren. 

 

 

 

 

Stephanuskreis gibt verfolgten 
Christen eine Stimme in der 
Fraktion  

Auch in dieser Legislatur hat sich der Stepha-
nuskreis zusammengefunden, dem ich wie-
der angehöre. Gemeinsam mit engagierten 
Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU, 
werden wir uns für die Religionsfreiheit als 
Menschenrecht und insbesondere für ver-
folgte Christen einsetzen.  

 

 
So habe ich als Parlamentarische Staatssek-
retärin in dieser Woche seine S.E. den Erzbi-
schof der Syrisch-Orthodoxen Diözese Beirut 
(Libanon), Mor Clemis Daniel Kourieh, im 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung empfangen. 
Er schilderte die zum Teil verzweifelte Lange 
der Christen im Nahen und Mittleren Osten. 
Es droht ihr Exodus - aus der Region, in der 
das Christentum entstanden ist. 
So habe ich in dieser Woche auch seine S.E. 
den Erzbischof der Syrisch-Orthodoxen Diö-
zese Beirut (Libanon) Mor Clemis Daniel 
Kourieh im Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung emp-
fangen. Er schilderte die zum Teil verzwei-
felte Lange der Christen im Nahen und Mitt-
leren Osten. Es droht ihr Exodus - aus der 
Region, in der das Christentum entstanden 
ist. 
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Berlin trägt Kippa!  
 

Am Mittwoch-
abend habe ich an 
der Veranstaltung 
„Berlin trägt 
Kippa!“ teilgenom-
men. Damit haben 
wir ein starkes Zei-
chen der Solidari-
tät mit den Jüdi-
schen Gemeinden 
in unserem Land 
gegen jede Form 
des Antisemitis-

mus gesetzt. 

Daten und Fakten 

Weiterhin hohes Wirtschaftswachstum 
für 2018 prognostiziert. Das deutsche Brut-
toinlandsprodukt wächst in diesem Jahr vo-
raussichtlich um etwa 2 Prozent. Dies ergab 
die jüngste Prognose des Instituts der deut-
schen Wirtschaft. Treiber der starken Ent-
wicklung ist der vor allem im Euroraum an-
haltend starke Export. Der Umfrage zufolge 
rechnen über 50 Prozent der 2800 befragten 
Firmen mit einem Produktionsplus, lediglich 
acht Prozent erwarten einen Rückgang. Auch 
die Investitionen ziehen an: Im Jahr 2018 will 
knapp die Hälfte der Unternehmen mehr in-
vestieren, 46 Prozent möchten mehr Perso-
nal einstellen. Neben der anhaltend hohen 
Nachfrage nach deutschen Produkten auf 
dem Weltmarkt ist auch der Konsum im In-
land weiterhin ungebremst. So erwarten die 
Konjunkturforscher für das derzeitige Jahr 
ein Konsumplus von knapp 2 Prozent. 
(Quelle: IW Köln) 

Ausgaben für Bildung, Forschung und 
Wissenschaft auf neuem Rekordwert. 
Nach vorläufigen Berechnungen des Statisti-
schen Bundesamtes wurden im Jahr 2016 
knapp 282 Mrd. Euro für Bildung, Forschung 
und Wissenschaft aufgewendet. Gegenüber 
dem Vorjahr entspricht dies einem Anstieg 
von 2,8 Prozent beziehungsweise 7,6 Mrd. 

Euro. Wie schon im Vorjahr beträgt der Anteil 
für Bildung, Forschung und Wissenschaft ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt 9 Prozent. 
Die Zunahme der Investitionen ist insbeson-
dere auf höhere Ausgaben für Bildungsein-
richtungen in öffentlicher und privater Träger-
schaft sowie auf gestiegene Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung zurückzuführen. 
(Quelle: Destatis)  
 


